
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Uwe Witt, Martin Sichert, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/30919 –

Verweildauer im Regelleistungsbezug – Zweites Buch Sozialgesetzbuch (2021)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Angaben der Bundesregierung sind aktuell rund 5,5 Millionen Men-
schen auf Transferleistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
II; Hartz 4) angewiesen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, Tabelle 1). 
Rund eine Million Personen (991 Tausend bzw. 17,8 Prozent) beziehen seit 
über zehn Jahren, mehr als eine halbe Million (548 Tausend bzw. rund 10 Pro-
zent) seit mehr als 14 Jahren – und damit seit Einführung des SGB II im Jahr 
2005 – Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes (ebd.). Bei genauerer 
Betrachtung der Verweildauer im Leistungsbezug zeigt sich, dass vor allem 
der Anteil der Frauen mit zunehmender Bezugsdauer deutlich ansteigt. Wäh-
rend der Anteil der Frauen mit einer Bezugsdauer von unter einem Jahr bei le-
diglich 46,2 Prozent liegt, steigt er mit zunehmender Bezugsdauer auf 
56,7 Prozent bei einer Bezugsdauer von 14 Jahren oder länger an (ebd.).

Auffällig hinsichtlich der Bezugsdauer ist zudem der relativ hohe Anteil von 
Personen aus den osteuropäischen Drittstaaten im Langzeitleistungsbezug. 
Fast jeder Dritte (32,7 Prozent) bezieht demnach länger als zehn Jahre, mehr 
als jeder Fünfte (22,4 Prozent) sogar seit über 14 Jahren staatliche Transfer-
leistungen. Im Vergleich dazu liegt der gesamte Anteil der ausländischen Re-
gelleistungsbezieher mit einer Bezugsdauer von mehr als 14 Jahren bei nur 
4,8 Prozent (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, Tabelle 2).

Nach Angaben der Bundesregierung haben im Jahr 2018 rund 2,47 Millionen 
Personen den SGB-II-Leistungsbezug beendet. Allerdings kehrte davon rund 
jeder Vierte (627 Tausend bzw. 25,4 Prozent) bereits nach drei Monaten erneut 
in den SGB-II-Leistungsbezug zurück. Dieser „Drehtüreffekt“ ist auf etwa 
konstantem Niveau seit mehr als zwölf Jahren und bei rund einem Viertel der 
Leistungsbezieher durchweg feststellbar (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/15733, Tabelle 5). Dabei ist anzumerken, dass Unterbrechungen des Regel-
leistungsbezuges von mehr als 31 Tagen dazu führen, dass die (Ver-
weil-)Dauerermittlung jeweils von neuem beginnt (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/15733, Tabelle 5).
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 1. Wie viele Personen stehen nach Kenntnis der Bundesregierung

a) insgesamt,

b) unter 1 Jahr,

c) 1 Jahr bis unter 2 Jahre,

d) 2 Jahre bis unter 3 Jahre,

e) 3 Jahre bis unter 4 Jahre,

f) 4 Jahre bis unter 5 Jahre,

g) 5 Jahre bis unter 6 Jahre,

h) 6 Jahre bis unter 7 Jahre,

i) 7 Jahre bis unter 8 Jahre,

j) 8 Jahre bis unter 9 Jahre,

k) 9 Jahre bis unter 10 Jahre,

l) 10 Jahre bis unter 11 Jahre,

m) 11 Jahre bis unter 12 Jahre,

n) 12 Jahre bis unter 13 Jahre,

o) 13 Jahre bis unter 14 Jahre,

p) 14 Jahre bis unter 15 Jahre,

q) 15 Jahre und länger

im Leistungsbezug nach dem SGB II (bitte in absoluten sowie relativen 
Zahlen jeweils getrennt nach Bund, neuen Bundesländern [insgesamt], 
alten Bundesländern [insgesamt] sowie einzelnen Bundesländern auswei-
sen)?

 2. Wie viele Personen stehen nach Kenntnis der Bundesregierung

a) insgesamt,

b) unter 1 Jahr,

c) 1 Jahr bis unter 2 Jahre,

d) 2 Jahre bis unter 3 Jahre,

e) 3 Jahre bis unter 4 Jahre,

f) 4 Jahre bis unter 5 Jahre,

g) 5 Jahre bis unter 6 Jahre,

h) 6 Jahre bis unter 7 Jahre,

i) 7 Jahre bis unter 8 Jahre,

j) 8 Jahre bis unter 9 Jahre,

k) 9 Jahre bis unter 10 Jahre,

l) 10 Jahre bis unter 11 Jahre,

m) 11 Jahre bis unter 12 Jahre,

n) 12 Jahre bis unter 13 Jahre,

o) 13 Jahre bis unter 14 Jahre,

p) 14 Jahre bis unter 15 Jahre,

q) 15 Jahre und länger

im Leistungsbezug nach dem SGB II (bitte in absoluten sowie relativen 
Zahlen jeweils getrennt nach Geschlecht: Männer, Frauen, Divers aus-
weisen)?
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 3. Wie viele Personen stehen nach Kenntnis der Bundesregierung

a) insgesamt,

b) unter 1 Jahr,

c) 1 Jahr bis unter 2 Jahre,

d) 2 Jahre bis unter 3 Jahre,

e) 3 Jahre bis unter 4 Jahre,

f) 4 Jahre bis unter 5 Jahre,

g) 5 Jahre bis unter 6 Jahre,

h) 6 Jahre bis unter 7 Jahre,

i) 7 Jahre bis unter 8 Jahre,

j) 8 Jahre bis unter 9 Jahre,

k) 9 Jahre bis unter 10 Jahre,

l) 10 Jahre bis unter 11 Jahre,

m) 11 Jahre bis unter 12 Jahre,

n) 12 Jahre bis unter 13 Jahre,

o) 13 Jahre bis unter 14 Jahre,

p) 14 Jahre bis unter 15 Jahre,

q) 15 Jahre und länger

im Leistungsbezug nach dem SGB II (bitte in absoluten sowie relativen 
Zahlen jeweils getrennt nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, 
Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, Balkan-Staaten, osteuropäi-
schen Drittstaaten ausweisen)?

Die Fragen 1 bis 3 werden gemeinsam beantwortet.
Methodisch anzumerken ist, dass die Verweildauer im Regelleistungsbezug 
misst, wie lange ein Regelleistungsberechtigter (RLB) vom Zugang bis zum 
Messzeitpunkt im Regelleistungsbezug war. Bei der Berechnung der Verweil-
dauer werden nur Zeiträume berücksichtigt, in denen die Person einen An-
spruch auf Gesamtregelleistung (Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) hatte und 
damit als RLB galt. Zeiträume, in denen keine Gesamtregelleistung (GRL) be-
zogen wurde, werden für die Dauerermittlung nicht berücksichtigt.
Die bisherige Verweildauer im Regelleistungsbezug bezieht sich auf den Be-
stand an RLB zu einem Stichtag und bildet ab, wie lange RLB bis zum Mess-
zeitpunkt schon dem Bestand angehören. Sie misst die Zeitspanne vom Zugang 
als RLB bis zum jeweiligen statistischen Stichtag. Charakteristisch für diese 
Betrachtung ist, dass der Regelleistungsbezug auch nach dem Messzeitpunkt 
weiter andauert. Diese Form der Darstellung von Verweildauern im Regelleis-
tungsbezug basiert auf Daten derjenigen 210 Kreise, die durchgängig seit Janu-
ar 2005 plausible Daten aufweisen. Das Ergebnis dieser Kreise wird über ein 
lineares Hochrechnungsverfahren für Deutschland insgesamt hochgerechnet. Es 
ist zu beachten, dass die Gesamtzahl der RLB in dieser Sonderauswertung auf-
grund eines abweichenden Hochrechnungsverfahrens von Veröffentlichungen 
der Standardberichterstattung der Statistik der BA abweichen kann.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gab es im Dezember 2020 rund 5,317 Millionen RLB, darunter rund 
1,187 Millionen (22 Prozent) mit einer bisherigen Verweildauer im Regelleis-
tungsbezug von unter einem Jahr (mit einer maximalen Unterbrechung von 
31 Tagen). Rund 468 000 RLB bzw. 9 Prozent aller RLB hatten eine Verweil-
dauer im Regelleistungsbezug von 15 Jahren und mehr.
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Weitere Ergebnisse sind den Tabellen 1 und 2 im Anhang zu entnehmen.* In 
der Differenzierung nach Geschlecht liegen Daten nur zu den Kategorien Män-
nern und Frauen vor.

 4. Für welche der Herkunftsstaaten Syrien, Afghanistan, Pakistan, Iran, 
Irak, Eritrea, Somalia, Nigeria, Marokko, Türkei, Libanon, Bulgarien, 
Polen, Serbien, Nordmazedonien, Bosnien und Herzegowina, Rumänien, 
Kosovo, Ukraine, Griechenland, Italien, Portugal, Spanien, Kroatien, 
Russische Föderation, Vietnam, Ghana sind die Daten von Personen im 
ALG-II-Bezug (inklusive Verweildauer) sinnvoll erfass- und abbildbar, 
welche Daten werden hierbei erfasst, und wie viele Personen stehen von 
den betreffenden Herkunftsländern mit entsprechender Datenerfassung 
seit wann – auch mit Unterbrechungen – im Leistungsbezug?

Angaben zu den in der Standardberichterstattung der BA verwendeten Katego-
rien der Verweildauer („unter 1 Jahr“, „1 bis unter 2 Jahre“, „2 bis unter 3 Jah-
re“, „3 bis unter 4 Jahre“ und „4 Jahre und länger“) sind für einzelne Staatsan-
gehörigkeiten auswertbar. Eine Sonderauswertung abweichender Kategorien 
der Verweildauern auf Basis der 210 Kreise, die seit Januar 2005 durchgängig 
plausible Daten aufweisen, ist nicht möglich, da eine tief differenzierte Darstel-
lung einzelner Merkmale, wie z. B. nach einzelnen Staatsangehörigkeiten, zu 
sehr geringen Fallzahlen und damit zu einer Verzerrung des Hochrechnungser-
gebnisses führen kann.
Ergebnisse zu den einzelnen Staatsangehörigkeiten sind der Tabelle 3 im An-
hang zu entnehmen.*

 5. Für welche der 401 deutschen Kreise und für welche damit verknüpften 
Zeiträume stehen nach Kenntnis der Bundesregierung durchgehende Da-
ten zur Verweildauer von Personen im ALG II zur Verfügung und für 
welche nicht (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, S. 4; bitte einzelne 
Kreise mit den jeweiligen Zeiträumen nach Bundesländern sortiert voll-
ständig auflisten)?

Die Zahl derjenigen Kreise, für die eine durchgängige Verweildauer im ALG II 
seit dem Jahr 2005 erhoben werden kann, beträgt – ausgehend vom aktuell ver-
fügbaren Berichtsmonat Dezember 2020 – 210.
Ergebnisse zu den 210 Kreisen mit durchgängig plausiblen Informationen sind 
der Tabelle 4 im Anhang zu entnehmen.*

 6. Bei wie vielen Beziehern von Regelleistungen ist mindestens eine Unter-
brechung von mindestens 31 Tagen im Leistungsbezug (die laut Aussage 
der Bundesregierung dazu führt, dass die Dauerermittlung neu begonnen 
wird; vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, S. 5 ff.) zu verzeichnen (bit-
te in absoluten sowie relativen Zahlen jeweils getrennt nach Deutschen, 
Ausländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staa-
ten, Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/31608 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 7. Wie viele der Teilnehmer des Bundesprogramms „Kommunal-Kombi“,
die den Regelleistungsbezug während der Förderung beendeten (vgl. 
Bundestagsdrucksache 19/15733, S. 5 ff.), nahmen ihn danach wieder 
auf (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen jeweils getrennt nach Deut-
schen, Ausländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-
Staaten, Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten ausweisen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

 8. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Ergebnisse der Evalu-
ation des Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“, der 
zufolge es in der ersten Befragungswelle rund drei Vierteln der Teilneh-
mer nicht gelang bzw. gelungen war, den Leistungsbezug während der 
Programmteilnahme zu unterbrechen oder zu beenden und zum Zeit-
punkt der zweiten Befragungswelle es rund zwei Dritteln der Teilnehmer 
nicht gelang bzw. gelungen war, den Leistungsbezug zu unterbrechen 
oder zu beenden (Bundestagsdrucksache 19/15733, S. 5 ff.)?

Die Bundesregierung bewertet es als positiv, dass eine Vielzahl von Teilneh-
menden am Bundesprogramm „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ den Leis-
tungsbezug im SGB II durch das erzielte Einkommen vollständig verlassen 
konnten. Denn vorrangiges Ziel des Bundesprogramms war die Schaffung von 
Teilhabe für sehr arbeitsmarktferne Personen sowie die Verbesserung ihrer 
Chancen auf Beschäftigung am allgemeinen Arbeitsmarkt.
Ob Leistungsbezug im SGB II mit erzieltem Einkommen aus einer Beschäfti-
gung vollständig beendet werden kann, ist generell vom jeweiligen Einzelfall 
abhängig, insbesondere von der Größe der Bedarfsgemeinschaft und der verein-
barten Wochenarbeitszeit. Im Rahmen des Bundesprogramms „Soziale Teilha-
be am Arbeitsmarkt“ war eine stufenweise Anhebung der Arbeitszeit und damit 
eine entsprechende Steigerung des Einkommens möglich.

 9. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die zuletzt vorliegenden 
Ergebnisse aus der Evaluation des ESF-Bundesprogramms zur Einglie-
derung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt („ESF-
LZA“), die zeigten, dass knapp die Hälfte der Geförderten den Regelleis-
tungsbezug während der Förderung nicht beenden konnten (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 19/15733, S. 5 ff.)?

Die Bundesregierung bewertet es als positiv, dass es mehr als der Hälfte der im 
Rahmen des Programms geförderten ehemals langzeitarbeitslosen Menschen 
gelungen ist, den Leistungsbezug nach dem SGB II zu beenden. Dass weiterhin 
viele Personen im aufstockenden Leistungsbezug verbleiben, ist oft in der je-
weiligen Größe der Bedarfsgemeinschaft begründet. Dies trifft insbesondere 
auf Frauen zu, deren Anteil unter den Personen, die auch während der Förde-
rung aufstockend passive Leistungen bezogen haben, um 10 Prozent höher ist. 
Frauen leben häufiger in Mehrpersonenhaushalten. Auch gehen sie öfter einer 
Teilzeitbeschäftigung nach, wodurch das erzielte Einkommen für die Beendi-
gung des Leistungsbezugs oft nicht ausreicht.
Wichtig ist, dass das ESF-LZA-Programms die Chancen von teilnehmenden 
Personen, den Leistungsbezug zu verlassen, signifikant erhöht hatte. So ergab 
sich für Personen im Bereich von Jobcentern, die am LZA-Programm teilnah-
men, im Vergleich zu Personen aus nicht-teilnehmenden Jobcentern eine um bis 
zu 4 Prozentpunkte niedrigere Wahrscheinlichkeit, Grundsicherungsleistungen 
zu beziehen.
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Auch die Ergebnisse, dass die geförderten Beschäftigungsverhältnisse insge-
samt überdurchschnittlich stabil waren und dass bei den Förderungen über zwei 
Jahre die Hälfte der Teilnehmenden in einer Beschäftigung verblieben, spre-
chen dafür, dass das Risiko, dauerhaft im Leistungsbezug zu verbleiben bzw. 
zurückzukehren, verringert wurde.

10. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Leis-
tungsberechtigten nach dem SGB II in den Jahren 2007 bis 2021 (bzw. 
letzte verfügbare Daten) jeweils entwickelt (bitte in absoluten sowie rela-
tiven Zahlen jeweils getrennt ausweisen nach Deutschen, Ausländern, 
EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, Balkan-
Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und die relative Veränderung von 
2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 5,486 Millionen Leistungsberechtigte (darunter rund 
5,428 Millionen RLB), im Jahresdurchschnitt 2007 waren es rund 7,092 Millio-
nen (darunter rund 7,090 Millionen RLB). Im aktuellsten Berichtsmonat März 
2021 waren es rund 5,489 Millionen Leistungsberechtigte (darunter rund 
5,437 Millionen RLB).
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

11. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der nichter-
werbsfähigen Leistungsberechtigten in den Jahren 2007 bis 2021 (bzw. 
letzte verfügbare Daten) jeweils entwickelt (bitte in absoluten sowie rela-
tiven Zahlen jeweils getrennt ausweisen nach Deutschen, Ausländern, 
EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, Balkan-
Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und die relative Veränderung von 
2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 1,539 Millionen nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte, 
im Jahresdurchschnitt 2007 waren es rund 1,850 Millionen. Im aktuellsten Be-
richtsmonat März 2021 waren es rund 1,503 Millionen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

12. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten in den Jahren 2007 bis 2021 (bzw. 
letzte verfügbare Daten) jeweils entwickelt (bitte in absoluten sowie rela-
tiven Zahlen jeweils getrennt ausweisen nach Deutschen, Ausländern, 
EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, Balkan-
Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und die relative Veränderung von 
2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 3,889 Millionen erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB), 
im Jahresdurchschnitt 2007 waren es rund 5,240 Millionen. Im aktuellsten Be-
richtsmonat März 2021 waren es rund 3,934 Millionen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31608 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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13. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der arbeits-
losen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in den Jahren 2007 bis 2021 
(bzw. letzte verfügbare Daten) jeweils entwickelt (bitte in absoluten so-
wie relativen Zahlen jeweils getrennt ausweisen nach Deutschen, Aus-
ländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, 
Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und die relative Verände-
rung von 2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 1,587 Millionen arbeitslose ELB, im Jahresdurchschnitt 2007 
waren es rund 2,443 Millionen. Im aktuellsten Berichtsmonat März 2021 waren 
es rund 1,695 Millionen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

14. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der nicht ar-
beitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in den Jahren 2007 bis 
2021 (bzw. letzte verfügbare Daten) jeweils entwickelt (bitte in absoluten 
sowie relativen Zahlen jeweils getrennt ausweisen nach Deutschen, Aus-
ländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunftsländern, GIPS-Staaten, 
Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und die relative Verände-
rung von 2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 2,303 Millionen nicht arbeitslose ELB, im Jahresdurchschnitt 
2007 waren es rund 2,797 Millionen. Im aktuellsten Berichtsmonat März 2021 
waren es rund 2,239 Millionen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

15. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten mit Brutto-Erwerbseinkommen in 
den Jahren 2007 bis 2021 (bzw. letzte verfügbare Daten) jeweils entwi-
ckelt (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen jeweils getrennt auswei-
sen nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunfts-
ländern, GIPS-Staaten, Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und 
die relative Veränderung von 2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit ange-
ben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 933 000 ELB mit Einkommen aus Erwerbstätigkeit, im Jah-
resdurchschnitt 2007 waren es rund 1,218 Millionen. Im aktuellsten Berichts-
monat März 2021 waren es 860 000.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31608 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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16. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten ohne Brutto-Erwerbseinkommen in 
den Jahren 2007 bis 2021 (bzw. letzte verfügbare Daten) jeweils entwi-
ckelt (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen jeweils getrennt auswei-
sen nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylherkunfts-
ländern, GIPS-Staaten, Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaaten und 
die relative Veränderung von 2007 bis 2021 [aktuellste Daten] mit ange-
ben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Jahresdurch-
schnitt 2020 rund 2,956 Millionen ELB ohne Einkommen aus Erwerbstätigkeit, 
im Jahresdurchschnitt 2007 waren es rund 4,021 Millionen. Im aktuellsten Be-
richtsmonat März 2021 waren es rund 3,074 Millionen.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.*

17. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2007 bis 2021 ihren Leistungsbezug in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende jeweils beendet, und wie hoch ist der Anteil der Perso-
nen, die innerhalb von drei Monaten erneut in den Leistungsbezug gefal-
len sind (bitte in absoluten sowie relativen Zahlen jeweils getrennt aus-
weisen nach Deutschen, Ausländern, EU-Ausländern, Top-8-Asylher-
kunftsländern, GIPS-Staaten, Balkan-Staaten, osteuropäischen Drittstaa-
ten und die relative Veränderung von 2007 bis 2021 [aktuellste Daten] 
mit angeben)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA haben in der Jahressumme 
2020 rund 2,122 Millionen Regelleistungsberechtigte (RLB) ihren Leistungsbe-
zug beendet, 469 000 von ihnen sind innerhalb von drei Monaten erneut in den 
Regelleistungsbezug eingetreten. Dies entspricht einem Anteil von 22 Prozent.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 6 im Anhang zu entnehmen.*

18. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit deutscher Staatsbür-
gerschaft von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, Ta-
belle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen hat die 
Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personengruppe 
in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausführen und 
begründen)?

19. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit nichtdeutscher 
Staatsbürgerschaft von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/15733, Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen 
hat die Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personen-
gruppe in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausfüh-
ren und begründen)?

20. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus den Top-8-Asylher-
kunftsländern von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, 
Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen hat die 
Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personengruppe 
in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausführen und 
begründen)?

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/31608 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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21. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands nichterwerbsfähiger Leistungsberechtigter mit deutscher Staats-
bürgerschaft von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, 
Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen hat die 
Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personengruppe 
in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausführen und 
begründen)?

22. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands ausländischer nichterwerbsfähiger Leistungsberechtigter von 2008 
bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, Tabelle 4, S. 14 ff.), und 
welche Prognosen und Erwartungen hat die Bundesregierung hinsichtlich 
der Entwicklungen dieser Personengruppe in den kommenden fünf Jah-
ren (bitte empirisch belegen, ausführen und begründen)?

23. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands ausländischer nichterwerbsfähiger Leistungsberechtigter aus den 
Top-8-Asylherkunftsländern von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/15733, Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwar-
tungen hat die Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser 
Personengruppe in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, 
ausführen und begründen)?

24. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands arbeitsloser erwerbsfähiger Leistungsberechtigter aus den Top-8-
Asylherkunftsländern von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/15733, Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen 
hat die Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personen-
gruppe in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausfüh-
ren und begründen)?

25. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands nichtarbeitsloser erwerbsfähiger Leistungsberechtigter aus den 
Top-8-Asylherkunftsländern von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/15733, Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwar-
tungen hat die Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser 
Personengruppe in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, 
ausführen und begründen)?

26. Wie erklärt und bewertet die Bundesregierung die Entwicklung des Be-
stands erwerbsfähiger Leistungsberechtigter ohne Einkommen aus Er-
werbstätigkeit von 2008 bis 2018 (vgl. Bundestagsdrucksache 19/15733, 
Tabelle 4, S. 14 ff.), und welche Prognosen und Erwartungen hat die 
Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklungen dieser Personengruppe 
in den kommenden fünf Jahren (bitte empirisch belegen, ausführen und 
begründen)?

Die Fragen 18 bis 26 werden gemeinsam beantwortet.
Die Entwicklung des Bestands an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (je 
nach Erwerbsstatus bzw. mit und ohne fehlendem Einkommen aus Erwerbstä-
tigkeit) und an nicht erwerbsfähigen Leistungsberechtigten für einzelne Bevöl-
kerungsabgrenzungen wird im Wesentlichen von der Gesamtgröße der jeweili-
gen Bevölkerungsgruppe bestimmt. So stieg im Zeitraum der Jahre 2008 bis 
2018 die Gesamtbevölkerung in Deutschland nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes im Jahresdurchschnitt von 82,1 Millionen auf 82,9 Millionen an. 
Die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer, einschließlich Personen aus den 
acht Hauptasylherkunftsländern, nahm im gleichen Zeitraum nach Angaben des 
Ausländerzentralregisters von 6,7 Millionen auf 10,8 Millionen zu, während 
die Zahl der Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit von 74,9 Millionen 
auf 73 Millionen zurückging. Zusätzlich haben individuelle Merkmale wie Al-
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ter, Bildung und Berufserfahrung einen Einfluss auf die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit sowie die Verdienste. Ebenso hat die Größe und Zusammenset-
zung der Bedarfsgemeinschaft einen Einfluss auf die SGB-II-Leistungsberech-
tigung bei Erwerbstätigen mit Einkommen aus Erwerbstätigkeit.
Für eine valide Einschätzung der Entwicklung innerhalb einer bestimmten Be-
völkerungsgruppe ist die Analyse der jeweiligen jahresdurchschnittlichen SGB-
II-Hilfequoten (hier: Anteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten an der 
Bevölkerung im Alter zwischen 15 und 64 Jahren) zielführend. Für Personen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit ging die SGB-II-Hilfequote zwischen den 
Jahren 2008 und 2018 von 8,3 Prozent auf 5,7 Prozent zurück. Für die Gesamt-
heit der Ausländerinnen und Ausländer war die Entwicklung (17,4 Prozent zu 
17,3 Prozent) weitgehend stabil. Dabei ist jedoch die unterschiedliche Entwick-
lung der Hilfequote bei Staatsangehörigen aus der EU (-0,7 Prozentpunkte) und 
sonstigen Drittstaatsangehörigen (-7,3 Prozentpunkte) im Vergleich zur Ent-
wicklung bei Staatsangehörigen aus den acht Hauptasylherkunftsländern zu be-
rücksichtigen: Hier stieg die Hilfequote von 44 Prozent auf 58,4 Prozent. Dies 
ist u. a. darauf zurückzuführen, dass die Arbeitsmarktintegration neu zugewan-
derter Schutzsuchender längere Zeit in Anspruch nimmt als bei anderen Grup-
pen.
Prognosen zur Entwicklung in den kommenden fünf Jahren für einzelne Bevöl-
kerungsgruppen sind, auch angesichts der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie auf den Arbeitsmarkt, mit großen Unsicherheiten behaftet. Hilfswei-
se kann hierfür auf die Entwicklung im Zeitraum zwischen Ende des obigen 
Betrachtungszeitraums (Dezember 2018) bis zum aktuellen Rand (März 2021) 
zurückgegriffen werden. Hier zeigt sich, dass die SGB-II-Hilfequoten für er-
werbsfähige Leistungsberechtigte bei ausländischen Staatsangehörigen über-
durchschnittlich zurückgehen. Während der Rückgang für Personen mit deut-
scher Staatsangehörigkeit 0,1 Prozentpunkte betrug (auf 5,4 Prozent im März 
2021), lag er für Ausländerinnen und Ausländer bei 0,4 Prozentpunkten (auf 
16,3 Prozent). Für Personen aus den acht Hauptasylherkunftsländern betrug der 
Rückgang 5,6 Prozentpunkte (auf 50,3 Prozent). Mit zunehmender Aufenthalts-
dauer und einer wirtschaftlichen Erholung nach der Covid-19-Pandemie ist von 
einem weiteren Rückgang der Leistungsberechtigten mit ausländischer Staats-
angehörigkeit auszugehen. Dies gilt insbesondere für Staatsangehörige aus den 
Hauptasylherkunftsländern. Nach der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Ge-
flüchteten waren unter den in den Jahren 2013 bis 2016 zugezogenen Schutz-
suchenden aus den Hauptasylherkunftsländern drei Jahre nach dem Zuzug 
32 Prozent, vier Jahre nach dem Zuzug 41 Prozent und fünf Jahre nach dem 
Zuzug 50 Prozent erwerbstätig. Mit zunehmender Aufenthaltsdauer ist folglich 
auch künftig mit einem weiteren Anstieg der Beschäftigung und einem Rück-
gang der Anteile Leistungsbeziehender zu rechnen.
Weitere Ergebnisse sind den Tabellen 7 und 8 im Anhang zu entnehmen.*

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/31608 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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